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’ - . . . ■ • Л  V ‘ 2.Die Einleitung des Verfahrens

Ѵѵ-гЪv'H/ § 125
Die Einleitung des berufsgerichtlichen Verfahrens

Das berüfsgerichtliche Verfahren wird dadurch eingeleitet, 
daß dfer- Staatsanwalt bei dem Berufsgericht eine Anschuldi-
guhgsschrif t einrei cht.

• "' * ’■. *
§ i 2 6

Gerichtliche Entscheidung 
7 über die Einleitung des Verfahrens

(1) .Gibt die Staatsanwaltschaft einem Antrag des Vorstan­
des deV-Rechtsanwaltskammer, gegen einen Rechtsanwalt das 
berüfsgerichtliche Verfahren einzuleiten, keine Folge oder 
'»erfüsft'ife. die Einstellung des Verfahrens, so hat sie ihre 
Entschließung dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer unter

_ Angafje'der Gründe mitzuteilen.
(2) Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer kann gegen den 

Bescheid',* der Staatsanwaltschaft binnen eines Monats nach 
der Bekanntmachung bei dem Berufsgerichtshof für Rechts­
anwalt sa'chen beim Bezirksgericht die gerichtliche Entschei­
dung .beantragen. Der Antrag muß die Tatsachen, Welche die 
Einleitung des berufsgerichtlichen Verfahrens begründen sol­
len/ lind- die Beweismittel angeben.

• • ' (3>' Trifft die Staatsanwaltschaft innerhalb eines Monats seit 
dein-Antrag des Vorstandes der Rechtsanwaltskammer, gegen 
einen-.-Rechtsanwalt das berufsgerichtliche Verfahren einzu- 
leiteh-,“'keine Entschließung nach Absatz 1 und reicht sie auch 

•innerhalb dieser Frist keine Anschuldigungsschrift ein, so 
gibt4i§:dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer Gelegenheit 
zur Stellungnahme. Hat der Vorstand der Rechtsanwaltskam- 
rhen innerhalb von drei Wodien unter Darlegung der Gründe 
einen: .schleunigen Abschluß des Ermittlungsverfahrens als 
erforderlich und möglich bezeichnet, und trifft die Staatsan­
waltschaft innerhalb zweier weiterer Monate keine der in 
Satz І genannten Entscheidungen, so kann der Vorstand der 
Rephtsanwaltskammer bei dem Berufsgericht für Rechtsan- 
wälte.die gerichtliche Entscheidung über die Einleitung des 

•■berufsgerichtlichen Verfahrens beantragen. Absatz 2 Satz 2 ist 
anzuWenden. Der Antrag ist nur zulässig, wenn der Verdacht 
einer .'-so schweren Pflichtverletzung begründet ist, daß die 
Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft in Betracht kommt.
. (4);'.-Auf das Verfahren vor dem Berufsgerichtshof für 

Rechtsanwaltsachen beim Bezirksgericht sind die strafprozeß­
rechtlichen Bestimmungen über das Klageerzwingungsverfah- 
reh entsprechend anzuwenden.

./О ./.. § 1 2 7

Antrag des Rechtsanwalts auf Einleitung 
.eines Verfahrens vor dem Berufsgericht für Rechtsanwälte

\' (1> Der Rechtsanwalt kann bei der Staatsanwaltschaft be-e 
antragen, das berufsgerichtliche Verfahren gegen ihn einzu­
leiten, damit er sich von dem Verdacht der Pflichtverletzung, 
reinigen kann. Wegen eines Verhaltens, wegen dessen 
Zwangsgeld angedroht oder festgesetzt worden ist oder das 
der..Vorstand der Rechtsanwaltskammer gerügt hat, kann der 
’Rechtsanwalt den Antrag nicht stellen.

(2) Gibt die Staatsanwaltschaft dem Antrag des Rechtsan­
walts keine Folge oder verfügt sie die Einstellung des Ver-

; fahrens, so hat sie ihre Entschließung dem Rechtsanwalt unter 
Angabe, der Gründe mitzuteilen. Wird in den Gründen eine 
schuldhafte Pflichtverletzung festgestellt, das berufsgericht­
liche Verfahren aber nicht eingeleitet, oder wird offengelas­
sen, ob eine schuldhafte Pflichtverletzung vorliegt, kann der 
Rechtsanwalt bei dem Berufsgerichtshof für Rechtsanwaltsa­
chen beim Bezirksgericht die gerichtliche Entscheidung bean­
tragen. Der Antrag ist binnen eines Monats nach der Be­
kanntmachung der Entschließung der Staatsanwaltschaft zu 
stellen.

(3) Auf das Verfahren vor dem Berufsgerichtshof für 
Rechtsanwaltsachen des Bezirksgerichts sind die strafprozeß­

rechtlichen Vorschriften über das Klageerzwingungsverfahren 
entsprechend anzuwenden." .Der’Berufsgerichtshof entscheidet 
durch Beschluß, ob ..eine'schuldhafte Pflichtverletzung des 
Rechtsanwalts fe'stzustelleii ist.. D'er Beschluß ist mit Gründen 
zu versehen. Erachtet der Berufsgerichtshof den Rechtsanwalt 
einer berufsgerichtlich zu; ahnenden Pfichtverletzung für 
hinreichend verdächtig, sq. beschließt er die Einleitung eines 
berufsgerichtlichen Verfahrens. -Die Durchführung dieses Be­
schlusses obliegt der -Staatsanwaltschaft.

(4) Erachtet der Berufsgerichtshof für Rechtsanwaltsachen 
eine schuldhafte Pflichtverletzung, nicht für gegeben, so kann 
nur aufgrund neuer Tatsachen oder Beweismittel wegen des­
selben Verhaltens ein'Antrag auf .Einleitung eines berufsge­
richtlichen Verfahrens gestellt öder.eine Rüge durch den Vor­
stand der Rechtsanwaltskammer erteilt werden.

... ... . ,v -g;'128 ■ •••
Inhalt der Ansohuidigungsschrift

In der Anschuldigungsschrift ist die dem Rechtsanwalt zur 
Last gelegte Pflichtverletzung unter Anführung der sie be­
gründenden Tatsachen zu bezeichnen (Anschuldigungssatz). 
Ferner sind die Beweismittel anzugeben, wenn in der Haupt­
verhandlung Beweise erhoben werden sollen. Die Anschuldi­
gungsschrift enthält den-Antrag, das Hauptverfahren vor dem 
Berufsgericht für Rechtsanwälte'zu eröffnen.

.' . §.129
Entscheidung über die'-Eröffnung des Hauptverfahrens

(1) In dem Beschluß, durch-den das Hauptverfahren eröff­
net wird, läßt das:- Berufsgericht für Rechtsanwälte die An­
schuldigung zur Hauptverhandlun'g zu.

(2) Der Beschluß, durch' den das Hauptverfahren eröffnet
worden ist, kann von dem ■ Rechtsanwalt nicht angefochten 
werden. ‘

(3) Der Beschluß, durch' den- die Eröffnung des Hauptver­
fahrens abgelehnt wird, ist zü'begründen. Gegen den Beschluß 
steht der Staatsanwaltschaft die' sofortige Beschwerde zu.

' § 130.
Rechtskraftwirkung eines' ablehnenden Beschlusses

Ist die Eröffnung des Hauptverfahrens durch einen nicht 
mehr anfechtbaren Beschluß abgelehnt, so kann der Antrag 
auf Einleitung des berufsgerichtlichen Verfahrens nur auf 
Grund neuer Tatsachen öder Beweismittel uhd nur innerhalb 
von fünf Jahren, seitdem der Beschluß rechtskräftig gewor­
den ist, erneut gestellt werden.

§ 131
Zustellung des Eröffnungsbeschlusses

Der Beschluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens ist. 
dem Rechtsanwalt spätestens mit der Ladung zuzustellen.

3. Hauptverhandlung vor dem Berufsgericht 
für Rechtsanwälte

§ 1 3 2
Hauptverhandlung trotz Ausbleibens des Rechtsanwalts

Die Hauptverhandlung kann gegen einen Rechtsanwalt, der 
nicht erschienen ist, durchgeführt werden, wenn er ordnungs­
gemäß geladen und in der Ladung darauf hingewiesen ist, 
daß in seiner Abwesenheit verhandelt werden kann. Eine 
öffentliche Ladung ist nicht zulässig.

§ 133
Nichtöffentliche Hauptverhandlung

(1) Die Hauptverhandlung vor dem Berufsgericht für 
Rechtsanwälte ist nicht öffentlich. Auf Antrag der Staatsan­
waltschaft kann, auf Antrag des Rechtsanwalts muß die Öf­
fentlichkeit hergestellt werden.


